Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Wasser- und Bodenverbände 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Wasser- und Bodenverbände haben in der Vergangenheit 
gravierende Fehlentwicklungen im Bereich des Gewässeraus- 
baues mit verursacht. Hierbei sind Schäden in Milliardenhöhe 
entstanden, z. B. durch Hochwasser, in vielen Fällen sind wert- 
volle Naturschutzgebiete unwiederbringlich zerstört worden. 
Ursache des Wasserraubbaues der vergangenen Jahre ist das 
Fehlen ökologischer Zielvorgaben in den gesetzüchen Grund- 
lagen, welche Aufgaben und Tätigkeiten der Wasser- und 
Boderiverbände regeln {Wasserverbandsgesetz vom 10. Fe- 
bruar 1937 und Erste Wasserverbandsverordnung vom 3. Sep- 
tember 1937), sowie die Machtfülle, die den Wasser- und 
Bodenverbänden durch die vorerwähnten gesetzlichen Rege- 
lungen gegeben ist. 

Das Gesetz über Wasser- und Bodenverbände vom 10. Februar 
1937 und die Erste Verordnung über Wasser- und Bodenver- 
bände vom 3. Septeinber 1937 wurden im Rahmen der Mobü- 
machung des deutschen Volkes im „Dritten Reich" erlassen. 
Ziel war es seinerzeit, mit ausgeprägtem Dirigismus, mit anti- 
demokratischen Zwangsmitteln und einer uneingeschränkten 
Machtfülle die „Wasser- und Bodenverhältnisse als eine 
Grundlage der Selbstversorgung des deutschen Volkes . . . 
nach den Grundsätzen des nationalsoziahstischen Staates neu 
zu gestalten". Naturschutz und ökologische Prinzipien waren 
im Rahmen der Hitlerschen Kriegsvorbereitung ohne Bedeu- 
tung: Es wurde verrohrt, entwässert, begradigt und betoniert — 
bis in die heutige Zeit, denn dieses Gesetz ist nach wie vor in 
Kraft. Viele der ökologischen Schäden und wasserwirtschaft- 
hchen Fehlentscheidungen — selbst in den 80er Jahren - 
haben ihren Grund in den administrativen Möghchkeiten, die 
diese gesetzhche Grundlage bietet. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, welcher die bisherigen 
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gesetzlichen Grundlagen aufhebt und Aufgaben und Arbeits- 
weisen der Wasser- und Bodenverbände nach demokratischen 
und ökologischen Grundsätzen regelt. 

Insbesondere sollen in den Gesetzentwurf folgende Regelun- 
gen auf genommen und auf geführt werden: 

1. Zweck des Gesetzes ist es, die Wasser- und Bodenverhält- 
nisse der Bundesrepubhk Deutschland nach den Gesichts- 
punkten des Natur- und Umweltschutzes zu gestalten und 
eine einwandfreie Trinkwasserquaütät zu garantieren. 

2. Die Wasser- und Bodenverbände haben folgende Aufgaben: 

a) Gewässer sind einschheßhch ihrer Randzonen als natur- 
nahe Lebensgemeinschaften zu erhalten, wiederherzu- 
stellen, vor schädlichen Einwirkungen auch stofflicher Art 
zu bewahren und in ihrer Zahl zu vermehren. Nutzung 
und Ausbau haben sich an der ökologischen Funktions- 
fähigkeit, insbesondere an den Grenzen der Selbstreini- 
gungskraft der Gewässer sowie an den Lebensrauman- 
sprüchen der an Gewässer gebundenen Tier- und Plan- 
zenwelt und an den Maßstäben der Erholungseignung 
der Landschaft auszurichten. Diesen Ansprüchen nicht 
genügende Ausbaumaßnahmen an Gewässern sind zu 
unterlassen oder rückgängig zu machen; 

b) Schiffahrts- und Stauanlagen, Schleusen, Siele und 
dergleichen, Wasserkraftanlagen, Wassersammelbecken, 
Überflutungsgebiete, Feuchtbiotope und andere gewäs- 
serbauhche Einrichtungen unter Wahrung ökologischer 
Grundsätze herzustellen bzw. zu gestalten, wobei insbe- 
sondere eine hohe Gewässergüte zu garantieren ist; 

c) unter Beachtung des Natur- und Umweltschutzes Grund- 
stücke zu entwässern, zu bewässern und vor Hochwasser 
und Sturmflut zu schützen sowie durch Bauvorhaben und 
landschaftsplanerische Maßnahmen das hydrologische 
Retentions Volumen des Verbandsgebietes zu erhöhen; 

d) den Abwasseranfall im Verbandsgebiet zu minimieren, 
Abwasser zu sammeln, abzuführen und mindestens nach 
den besten verfügbaren Techniken zu reinigen unter 
besonderer Berücksichtigung naturnaher Klärverfahren 
wie der Wurzelraumentsorgung; 

e) Trink- und Brauchwasser unter Beachtung des Natur- 
und Landschaftsschutzes und der Lebensqualität der 
Bevölkerung zu beschaffen sowie die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen der Wasserressourcen durchzusetzen, 
wobei einem dezentralen Versorgungskonzept der Vor- 
rang zu geben ist; 

f) im Falle der Trink- und Brauchwasserbeschaffung zudem 
die Eingriffe in den natürhchen Wasserkreislauf zu mini- 
mieren durch Ausschöpfung des Wassersparpotentials 
und der industriellen Kreislaufführung; 
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g) den Boden im landwirtschaftlichen Kulturzustand zu ver- 
bessern, zu erhalten und vor chemischen Rückständen 
aus Pflanzenbehandlungsmitteln zu schützen; 

h) die natürliche Grundwasserneubildung zu gewährleisten 
und eine Verlagerung von Düngemitteln bzw. deren 
Bestandteüen (Nitrat) und den Eintrag industrieller Ver- 
schmutzung zu verhindern; 

i) Beiträge zu wasserwirtschafüichen, wasserbauhchen und 
bodenkulturhchen Maßnahmen sowie Renaturierungen 
und Maßnahmen im Abwasserbereich aufzubringen; 

k) die vorstehenden Aufgaben zu fördern und zu über- 
wachen. 

3. Jeder Verband haftet für die durch seine Unternehmen ent- 
standenen Hochwasserschäden den Unterliegern entspre- 
chend seinem Anteil an der Schadensverursachung. Der 
Verband trägt die Beweislast dafür, daß sein Unternehmen 
nicht mitursächlich für die Steigerung der Hochwasserflut- 
welle gewesen ist. 

4. Vor jeder Maßnahme von Eingriffen in den Naturhaushalt ist 
eine fachgerechte Umweltverträghchkeitsprüfung durchzu- 
führen. Dabei sind die regionalen Natur- und Umweltschutz- 
verbände zu beteüigen. Vor der Festsetzung von Auflagen 
und Nutzungsbeschränkungen sowie vor Enteignungen ist 
ebenfalls eine fachgerechte Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. 

5. Ein Mitghed kann aus einem Verband ausscheiden, wenn 
der Verband trotz Aufforderung durch das Mitghed seinen 
in Nummer 2 genannten Aufgaben nicht nachkommt und 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde ihr Einverständnis 
gibt. Die regionalen Natur- und Umweltschutzverbände sind 
dabei zu hören. Entschädigungsansprüche des Verbandes 
an das ausscheidende Mitghed sind ausgeschlossen. Die in 
Streitfähen stattfindenden Anhörungen sind öffenthch be- 
kanntzumachen und öffenthch durchzuführen. 

6. Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, unter Be- 
teihgung der zuständigen Kreise und der Natur- und Um- 
weltschutzverbände durch Rechtsverordnung das Nähere 
auszuführen. 

Bonn, den 14. März 1985 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Zu Ziffer II Nr. 1 und 2 

Die Verordnung über Wasser- und Bodenverbände vom 3. Sep- 
tember 1937 ist rein funktionahstisch/technokratisch auf den 
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direkten wirtschaftlichen Nutzen der Mitgheder des Verbandes 
und der optimalen Ausbeutung der Natur ausgerichtet. Da keiner- 
lei Verpflichtung zum sorgsamen Umgang mit natürlichen Res- 
sourcen und keine Verpflichtung zu Natur- und Umweltschutz 
vorgegeben waren, konnten die wasserwirtschafthchen und kul- 
turbaulichen Sünden der Vergangenheit ungehindert begangen 
werden. Die unter das Wasserverbandsgesetz fallenden Körper- 
schaften sind selbst heute noch an naturzerstörerischen Fehlpla- 
nungen beteüigt. Zum Symbol dieser Verhältnisse sind die Vorha- 
ben des Aggerverbandes über die Landesgrenze Nordrhein-West- 
falens hinaus bekanntgeworden, der die Naturidylle des Naaf- 
bachtales für zukünftige Trinkwasserverbrauchssteigerungen flu- 
ten wül. Es sind daher ökologische Rahmenbedingungen zu for- 
miüieren und neue Zielsetzungen gesetzhch festzulegen, die 
zukünftig die Aufgaben und Tätigkeiten der Wasser- und Boden- 
verbände zugrunde liegen müssen. Ferner sollen damit Kreise 
und Kommunen sowie Unternehmen ermutigt werden, neue Ver- 
bände zu gründen mit dem Ziel, zerstörte oder verschmutzte 
Gewässer und Böden zu sanieren. Ein neues Wasserverbandsge- 
setz, welches die in Nummern 1 und 2 angeführten Regelungen 
enthält, kann zukünftig wesenthche Impulse geben, die im Inter- 
esse des Natur- und Umweltschutzes notwendigen Maßnahmen 
auch durchführen zu können. 

Zu Ziffer II Nr. 3 

Eine der gravierendsten Fehlentwicklungen unter dem Wasser- 
verbandsgesetz ist der abflußbeschleunigende kulturtechnische 
Gewässerausbau. Tausende von Baumaßnahmen — selbst am 
kleinsten Dorfbächlein durchgeführt — sind Ursache der trotz 
Hochwasserschutz nach wie vor mit großer Regelmäßigkeit statt- 
findenden Überschwemmungskatastrophen im Unterlauf der 
deutschen Flüsse, deren volkswirtschaftliche Kosten sicherlich die 
MiUiardengrenze überschreiten dürften. Jeder kommunale Ent- 
scheidungsträger hat in der Vergangenheit sein „kleines Über- 
schwemmungsproblem" dadurch gelöst, daß mittels Begradi- 
gung, Verrohrung, Befestigung das Wasser schnell aus der eige- 
nen Zuständigkeit herausgeleitet wurde. Damit wurde die Pro- 
blemlösung des Oberhegers aber zum Problem des Unterhegers, 
der nün seinerseits bei Hochwasser zusätzhche Wassermassen zu 
bewältigen hat. Dieses Bewältigen geschah in der Regel ebenfalls 
durch abflußbeschleunigenden Gewässerausbau. So entstand 
eine Kette von aufeinanderaufbauenden Fehlentscheidungen und 
Naturzerstörungen, an deren Ende die beinahe jährlich auftreten- 
den Hochwasser an Mosel, Niederrhein und Weser einschließhch 
ihrer verheerenden Schäden stehen. Die in Nummer 3 vorgeschla- 
gene Haftungsregelung für Hochwasserschäden soll nun regeln 
helfen, wie in derartigen Fähen die betroffenen Unterheger ihre 
Schäden und Folgekosten nach dem Verursacherprinzip von den 
für die Hochwasser spitze mitverantwortüchen Verbänden am 
Oberlauf erstattet bekommen können. Derartige Regelungen wer- 
den dazu beitragen, daß die in Nummer 2 oben formuüerten 
Aufgaben für Wasser- und Bodenverbände zukünftig zügig 
durchgeführt werden. Die ökologischen Impulse der Häftungs- 
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regelung für Hochwasser haben zudem positive Beschäftigungs- 
effekte und helfen mittelfristig, unter gesamtwirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten ökonomische Verluste zu verhindern. 

Zu Ziffer 11 Nr. 4 

Diese Regelung soll gewährleisten, daß für zukünftige Vorhaben 
bzw. Unternehmen der Körperschaften, die unter das Wasserver- 
bandsgesetz fallen, fachgerechte Umweltverträghchkeitsprüfun- 
gen vorgeschrieben werden. Auch die Zulässigkeit einer Enteig- 
nung wird an die Durchführung einer fachgerechten Umweltver- 
träghchkeitsprüfung geknüpft. Da gerade im Enteignungsverfah- 
ren die gegensätzlichen Interessen besonders kraß aufeinander 
treffen, wird mit dieser Verknüpfung vorgebeugt, daß die 
Umweltverträglichkeitsprüfung zum umweltpolitischen Alibi und 
zur administrativen Nebensächhchkeit degradiert wird. 

Zu Ziffer II Nr. 5 

Bisher ist der Austritt aus einem Wasser- und Bodenverband, der 
ein öffenthch-rechthcher Zwangsverband ist, nicht möghch, 
mögen die ökologischen Schäden, die dieser anrichtet, auch noch 
so gravierend sein. Die Mitglieder haben nur die Möglichkeit, 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Verbandes auszutra- 
gen, wobei die rechthchen Überprüfungsmöglichkeiten nach der 
Wasserverbandsordnung eingeschränkt sind. Durch die vorge- 
schlagene Regelung, welche einem Mitglied den Austritt aus dem 
Verband ermöghcht, wenn der Verband die ihm in einem neuen 
Gesetz vorgegebenen Aufgaben und Ziele nicht wahrnimmt, sind 
weitere Impulse für den Verband gegeben, dem Natur- und 
Umweltschutz stärker Rechnung zu tragen. Da zudem derartige 
Streitfälle öffenthch ausgetragen werden sollen, ist auch der poli- 
tische Rahmen gewährleistet, nachdem ökologische Prinzipien 
zukünftig die Verbandsarbeit der Wasser- und Bodenverbände 
bestimmen müssen. 

Dem Bund entstehen kurzfristig keine direkten Kosten. Die zur 
zukünftigen Erfüllung der neuen Aufgaben von Wasser- und 
Bodenverbänden notwendigen Investitionen fallen schwerpunkt- 
mäßig den Kreisen, Kommunen und diversen Betrieben zu. 

Mittelfristig dürfte ein Gesetz, wie vorgeschlagen, volkswirt- 
schaftliche Kosten in Milhonenhöhe sparen helfen; 
Unterhaltungskosten naturnaher Gewässer werden zukünftig 
geringer ausfallen, ebenso ist mit einer Reduzierung der Scha- 
densreguherungssummen für die heute periodisch auftretenden 
Hochwasserkatastrophen zu rechnen. 
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